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Verpflichtungen 
der Bundes­
staaten

Auswirkung der 
Übereinkommen 
und Empfehlun­
gen auf bereits 
gewährte gün­
stigere Bedin­
gungen

Eintragung bei 
den Vereinten 
Nationen

Von der Konfe­
renz abgelehnte 
Entwürfe für 
Übereinkommen

Jahresberichte 
über die ratifi­
zierten Überein­
kommen

7. Handelt es sich um einen Bundesstaat, so gelten die folgenden Bestimmungen:
a) In bezug auf Übereinkommen und Empfehlungen, für welche die Bundesregierung 

nach ihrem Verfassungssystem eine Bundesmaßnahme für angezeigt erachtet, gelten 
für den Bundesstaat die gleichen Verpflichtungen wie für die Mitglieder, die nicht 
Bundesstaaten sind.

b) In bezug auf Übereinkommen und Empfehlungen^ für welche die Bundesregierung 
nach ihrem Verfassungssystem eher eine Maßnahme der Gliedstaaten, der Provinzen 
oder der Kantone hinsichtlich aller oder bestimmter Punkte als angezeigt erachtet, 
hat die Bundesregierung

i) im Einklang mit ihrer Verfassung und den Verfassungen der beteiligten Glied­
staaten, Provinzen oder Kantone wirksame Vorkehrungen zu treffen, damit 
diese Übereinkommen oder Empfehlungen spätestens achtzehn Monate nach 
Abschluß der Tagung der Konferenz den berufenen Stellen des Bundes oder 
der Gliedstaaten, der Provinzen oder der Kantone im Hinblick auf ihre Ver­
wirklichung dur^h die Gesetzgebung oder durch andere Maßnahmen vorgelegt 
werden,

,, ii) vorbehaltlich der Zustimmung der Regierungen der beteiligten Gliedstaaten, 
Provinzen oder Kantone, Maßnahmen für eine regelmäßige Fühlungnahme zwi­
schen den Bundesbehörden einerseits und den Behörden der Gliedstaaten, der 
Provinzen oder der Kantone andererseits zu treffen mit dem Ziel, innerhalb 
des Bundesstaates ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen herbeizuführen, um 
die Bestimmungen dieser Übereinkommen und Empfehlungen zu verwirk­
lichen,

iii) den Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes über die Maßnahmen 
zu unterrichten, die sie nach diesem Artikel getroffen hat, um diese Überein­
kommen und Empfehlungen den berufenen Stellen des Bundes, der Gliedstaa­
ten, der Provinzen oder der Kantone vorzulegen, wobei die Bundesregierung 
dem Generaldirektor Auskunft erteilt über die Stellen, die als berufen ange­
sehen werden, und über deren Entscheidungen,

iv) in bezug auf jedes dieser Übereinkommen, das sie nicht ratifiziert hat, dem 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes in angemessenen, vom Ver­
waltungsrat festzusetzenden Zedtabständen über den Stand der Gesetzgebung 
und der Praxis des Bundes und seiner Gliedstaaten, Provinzen oder Kantone 
bezüglich der Fragen zu berichten, die den Gegenstand des Übereinkommens 
bilden, wobei sie näher angibt, in welchem Umfang den Bestimmungen des 
Übereinkommens durch Gesetzgebung, Verwaltungsmaßnahmen, Gesamtarbeits­
verträge oder auf andere Weise entsprochen wurde oder entsprochen werden 
soll,

v) in bezug auf jede dieser Empfehlungen dem Generaldirektor des Internationa­
len Arbeitsamtes in angemessenen, vom Verwaltungsrat festzusetzenden Zeit­
abständen über den Stand der Gesetzgebung und der Praxis des Bundes und 
der Gliedstaaten, der Provinzen oder der Kantone bezüghch der Fragen zu 
berichten, die den Gegenstand der Empfehlung bilden, wobei sie näher angibt, 
in welchem Umfang den Bestimmungen der Empfehlung entsprochen wurde 
oder entsprochen werden soll, und die Abänderungen dieser Bestimmungen 
bezeichnet, die notwendig erscheinen oder erscheinen können, um die Annahme 
oder Anwendung der Bestimmungen zu ermöglichen.

8. In keinem Fall darf die Annahme eines Übereinkommens oder einer Empfehlung 
durch die Konferenz oder die Ratifikation eines Übereinkommens durch ein Mitglied 
so ausgelegt werden, als würde dadurch irgendein Gesetz, Rechtsspruch, Gewohnheits­
recht oder Vertrag berührt, die den beteiligten Arbeitnehmern günstigere Bedingun­
gen gewährleisten, als sie in dem Übereinkommen oder in der Empfehlung vorgesehen 
sind.

Artikel 20
Jedes so ratifizierte Übereinkommen wird vom Generaldirektor des Internationalen 

Arbeitsamtes dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks Eintragung nach 
Artikel 102 der Charta der Vereinten Nationen mitgeteilt, bindet aber nur die Mit­
glieder, die es ratifiziert haben.

Artikel 21
1. Erhält der Entwurf eines Übereinkommens bei der endgültigen Gesamtabstim­

mung nicht die Mehrheit von zwei Dritteln der von den anwesenden Delegierten abge­
gebenen Stimmen, so steht es den Mitgliedern der Organisation, die dies wünschen, 
frei, ein besonderes Übereinkommen mit dem gleichen Inhalt abzuschließen.

2. Jedes so abgeschlossene Übereinkommen ist durch die beteiligten Regierungen dem 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes und dem Generalsekretär der Ver­
einten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio­
nen mitzuteilen.

Artikel 22
Jedes Mitglied verpflichtet sich, dem Internationalen Arbeitsamt jährlich einen Be­

richt über seine Maßnahmen zur Durchführung der Übereinkommen, denen es bei­
getreten ist, vorzulegen. Die Form dieser Berichte bestimmt der Verwaltungsrat; sie 
haben die von ihm geforderten Einzelheiten zu enthalten.


